
Berliner Politik aus Sicht Ihres Wahlkreisabgeordneten in Karlsruhe-Land 

„Es wird kei-
nen Familien-
nachzug zu 
G e f ä h r d e r n 
geben“ 

(Dr. Stephan Harbarth, 
stv. Vorsitzender der 
CDU/CSU-Fraktion, am 
Donnerstag in seiner Rede 
zum Gesetz zur Neurege-
lung des Familiennachzugs 
zu subsidiär Schutzberech-

tigten) 
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In dieser Ausgabe:

 Die Bundeskanzlerin 
hat am vergangenen 
Wochenende eine Ant-
wort auf die Frage ge-
geben, welche Schritte 
notwendig sind, damit 
Europa die Herausfor-
derungen der Zu-
kunft besteht. Das 
Ziel ist, den Bür-
gern gute Perspek-
tiven in Sachen Si-
cherheit und Wohl-
stand zu bieten und 
Europa eine starke 
Stimme in der Welt 
zu sichern.  

Wichtigste Handlungs-
felder sind dabei die 
gemeinsame Außen- 
und Sicherheitspolitik, 
die wirtschaftliche und 
technologische Stär-
kung unseres Konti-
nents sowie die gemein-
same Asyl- und Ent-
wicklungspolitik.  

In der Außen- und Si-
cherheitspolitik müssen 
wir unser Schicksal 
stärker in die eigene 
Hand nehmen, um eine 
starke Rolle im globa-
len Gefüge zu behalten. 
Im Rahmen der Vertei-
digungspolitik sollte 
eine mögliche Interven-
tions-initiative in die 
Struktur der verteidi-
gungspolitischen Zu-
sammenarbeit einge-
passt und die Zahl der 
Typen von Waffensyste-
men deutlich reduziert 

werden, um so zu einer 
Bündelung der europäi-
schen Kräfte zu kom-
men. Ein wichtiger 
Schritt zu mehr Ge-
meinsamkeit in der Au-
ßenpolitik wäre ein zu-

sätzlicher gemeinsamer 
europäischer Sicher-
heitsratssitz bei den 
Vereinten Nationen. 
Trotz Brexit soll Groß-
britannien ein wichtiger 
sicherheitspolitischer 
Partner bleiben.  

Für die Sicherung unse-
res Wohlstands im 21. 
Jahrhundert sind eine 
innovationsfähige Wirt-
schaft und solide Finan-
zen Grundvorausset-
zung. Bei den funda-
mentalen Innovationen 
muss Europa schneller 
werden, nur so halten 
wir den Anschluss welt-
weit. Erfolgreich wirt-
schaften können wir 
aber nur mit einem 
stabilen Euro. Unter 
anderem soll der Euro-
päische Stabilisierungs-
mechanismus, der in 
der Finanzkrise ent-
stand, ähnlich dem IWF 

zu einem zwischenstaat-
lich verfassten Europäi-
schen Währungsfonds 
werden. Er soll in der 
Lage sein, die Schulden-
tragfähigkeit von Län-
dern zu bewerten und sie 

ggf. wiederherzustel-
len. Wir werden da-
rauf achten, dass die 
Rechte des Deutschen 
Bundestages gewahrt 
bleiben. Denn klar ist 
für uns auch: Solidari-
tät unter Euroländern 
darf nie in eine Schul-

denunion münden, son-
dern muss Hilfe zur 
Selbsthilfe sein. Finanzi-
elle Hilfe gibt es nur ge-
gen Reformen.  

In der zentralen Migrati-
onsfrage sind Außen-
grenzsicherung, gemein-
same Asylpolitik und Be-
kämpfung der Fluchtur-
sachen essentiell. Es ist 
wichtig, dass die europäi-
sche Grenzschutzbehörde 
Frontex mittelfristig zu 
einer echten europäi-
schen Grenzpolizei mit 
europäischen Kompeten-
zen wird. Gleich-zeitig 
sollen die Asylstandards 
in Europa vergleichbar 
werden. Mit dem Mars-
hallplan für Afrika wol-
len wir dafür sorgen, 
dass junge Menschen in 
ihren Ländern bleiben 
und sich nicht auf den 
Weg nach Europa ma-
chen.  

Europapolitische Perspektiven 
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BAMF berichtet hat. Da haben 
wir alle gewusst, welch große 
Aufgaben beim BAMF anste-
hen. Jetzt brauchen wir eine 
lückenlose Aufklärung der Vor-
gänge und einen schnellstmög-

lichen Abbau von Qua-
litätsdefiziten.  

So wichtig zügige Ent-
scheidung von Asylan-
trägen sind, Schnellig-
keit darf nicht auf Kos-
ten der Qualität gehen. 
Wir unterstützen Bun-
desinnenminister Horst 
Seehofer darin, verlo-
ren gegangenes Ver-
trauen so schnell wie 

möglich wiederherzustellen. 
Hierzu wurden die er-
forderlichen Maßnah-
men eingeleitet wie 
etwa die Bitte um Prü-
fung durch den Bun-
desrechnungshof und 
die Entscheidung, dass 
die BAMF-Außenstelle 
Bremen keine Asylbe-
scheide mehr erlassen darf. Die 
Befassung des Innenausschus-
ses hat letzte Woche gezeigt, 
dass dies der richtige Ort für 

Offenbar kriminelle Vorgänge 
in der Außenstelle des Bun-
desamtes für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) in Bre-
men haben den Fokus auf die 
Arbeit dieser großen Bundes-
behörde gerichtet, 
welche die Asyl-
verfahren durch-
führt. Mit Klug-
heit und Ruhe soll-
ten wir die Situati-
on bewerten: Das 
BAMF hat in den 
vergangenen Jah-
ren hunderttau-
sende von Asylver-
fahren durchfüh-
ren müssen, so dass die Be-
hörde um mehrere tausend 
Mitarbeiter aufgestockt wer-
den musste. Wir dürfen nicht 
vergessen, dass viele Mitar-
beiter Enormes geleistet ha-
ben, um den Berg an Asylver-
fahren abzuarbeiten. Dabei 
sind ohne Frage auch Fehler 
passiert. Wir alle in der Bun-
destagfraktion waren aber 
auch tief betroffen, als uns 
Herr Weise am 10. November 
2015 über die Zustände im 

die Aufklärung ist. Sie wird 
in dieser Woche mit der Be-
fragung von ehemaligen und 
aktuellen BAMF-Präsidenten 
fortgesetzt, in der nächsten 
Woche werden Thomas de 
Maizière und Peter Altmaier 
Rede und Antwort stehen.  

Wir richten unseren Blick 
aber auch nach vorne. Wir 
wollen, dass das Bundesamt 
personell und im Hinblick auf 
die verfahrensrechtlichen Vo-
raussetzungen so ausgestat-
tet und organisiert ist, dass 
eine ordnungsgemäße Prü-
fung der Asylanträge gewähr-
leistet ist. Richtig ist es, auch 
auf die im Koalitionsvertrag 

vereinbarten Anker-
Zentren zu setzen. 
Hierfür erwarten 
wir die Unter-
stützung durch un-
seren Koalitions-
partner und auch 
durch die Länder, 
denn nur gemein-

sam werden wir Fortschritte 
bei der Bearbeitung und beim 
Vollzug von Asylentscheidun-
gen erreichen.  

BAMF - Aufklärung 

Sofortprogramm Alten- und Krankenpflege 

Kranken- und Altenpflege der 
erste wichtige Schritt.  

Es soll zum 1. Januar 2019 in 
Kraft treten. Mit einfachen, 
klaren und finanziell unterleg-

In den letzten Jahren ist es 
zu einer enormen Arbeitsver-
dichtung und -belastung für  
Beschäftigte in der Alten- 
und Krankenpflege gekom-
men. Im ganzen Berufsstand 
ist eine tiefe Vertrauenskrise 
zu spüren. Wir wollen dies 
umdrehen und Schritt für 
Schritt eine spürbare Verbes-
serung im Alltag der Pflege-
kräfte erreichen. Dazu ist 
dieses Sofortprogramm für 
eine bessere Personalaus-
stattung und bessere Ar-
beitsbedingungen in der 

ten Sofortmaßnahmen wollen 
wir das klare Signal setzen: Wir 

haben verstanden. In weiteren 
Schritten wollen wir in der 
Pflege im Krankenhaus Pfle-
gepersonaluntergrenzen für 
alle bettenführenden Abtei-
lungen einführen. In der am-
bulanten und stationären 
Langzeitpflege wollen wir ver-
bindliche Personalbemes-
sungsinstrumente einführen 

und mit einer Konzertierten 
Aktion Pflege die Situation in 
der Altenpflege bedarfsgerecht 
weiterentwickeln.  



3 

SEITE 3 BAND 12,  AUSGABE 

Diese Woche haben wir in erster 
Lesung eine Neuregelung des 
Familiennachzugs beraten. Wir 
schaffen damit insbesondere 
Klarheit bei den Voraussetzun-
gen und Ausschlussgründen für 
eine angemessene und sachge-
rechte Begrenzung des Nach-
zugs.  

Bereits Anfang dieses Jahres 
haben wir den Anspruch von 
subsidiär Schutzberechtigten 
auf Familiennachzug abge-
schafft – rechtzeitig bevor die 
zuvor bestehende zweijährige 
Aussetzung ausgelaufen wäre. 
Festgelegt wurde, dass ab 1. Au-
gust 2018 nur noch höchstens 
1.000 Personen im Monat aus 

humanitären Gründen zu Perso-
nen dieser Schutzgruppe nach-
ziehen können. Auch hier ist un-
sere Leitlinie, die Flüchtlings-

zahlen im Griff zu haben, damit 
die Integrationsfähigkeit unse-
rer Gesellschaft erhalten bleibt.  

Mit dem nunmehr zu beraten-
den Gesetz erfolgt die Ausgestal-

ze das beabsichtigte Ziel errei-
chen oder zu neuen Problemen 
führen und daher noch einmal 

kritisch überprüft 
werden sollten.  

Der Jahresbericht 
2017 des Petitions-
ausschusses enthält 
statistische Angaben 

zu Anzahl, Herkunft sowie In-
halt von Bitten und Beschwer-
den an den Deutschen Bundes-
tag. Er berichtet zudem über 
Einzelanliegen aus den ver-
schiedenen Bundesressorts.  

Im Jahr 2017 erreichten den 
Ausschuss insgesamt 11.507 
Eingaben, rund 200 mehr als 
im Vorjahr. Inhaltlich entfie-
len die meisten Petitionen in 
den Zuständigkeitsbereich des 
Bundesarbeitsministeriums, 
gefolgt von den Ressorts Ge-
sundheit und Inneres. Mehr 
als ein Drittel aller Petitionen 
wurden auf elektronischem 
Wege eingereicht. Das Petiti-
onsportal ist damit das erfolg-
reichste Internetangebot des 
Deutschen Bundestages.  

Am Mittwoch dieser Woche 
hat der Petitionsausschuss  
seinen Jahresbericht 2017 an 
Bundestagspräsi-
dent Wolfgang 
Schäuble überge-
ben.  

Wie sich Gesetze 
auf den Bürger 
auswirken, das erfährt der 
Petitionsausschuss aus erster 
Hand. Damit ist er ein Seis-
mograf, der die Stimmung 
der Bevölkerung aufzeichnet 
und direkt erfährt, ob Geset-

Jahresbericht des Petitionsausschusses 

tung des begrenzten Familien-
nachzuges, insbesondere wer-
den Auswahl- und Aus-
schlussgründe festgelegt. Beim 
Zuzug zu subsidiär Schutzbe-
rechtigten sind Integrationsas-
pekte und das Kindeswohl be-
sonders zu berücksichtigen. 
Nur wer sich selbst als integ-
rationswillig und –fähig er-
weist, wird auch seine nachzie-
hende Familie in diesem Sinne 
fördern und begleiten. Der Fa-
milien-nachzug zu Gefährdern 
ist für sämtliche Familien-
nachzüge – auch zu anerkann-
ten Flüchtlingen und deut-
schen Staatsbürgern – katego-
risch ausgeschlossen.  

Flüchtlingsnachzug begrenzen 

April und rund 182.000 weniger 
als im Vorjahr.  

Dies entspricht dem niedrigsten 
Wert seit der Wiedervereini-
gung. Auch unter Einbezug sai-
sonbedingter Schwankungen 
sank die Zahl der Arbeitssu-
chenden. Gleichzeitig vermelde-
te die Bundesagentur für Arbeit 

rund 793.000 offene Stellen im 
Mai – 78.000 mehr als vor ei-
nem Jahr.  

Auch auf europäischer Ebene 
lag die saisonbereinigte Ar-
beitslosen-quote im April 2018 
im Euroraum bei 8,5 Prozent 
und erreichte damit den nied-
rigsten Wert seit 2008.  

Die Zahl der Arbeitslosen in 
Deutschland sinkt weiter. 
Den neuesten Zahlen des Sta-
tistischen Bundes-amtes zu-
folge lag die Arbeitslosenquo-
te im Mai bei 5,1 Prozent.  

Demnach waren 2,3 Millio-
nen Menschen arbeitslos, 
68.000 weniger als noch im 

Immer weniger Arbeitslose 
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"Bei der Umstellung auf die Erfordernisse des neuen Da-
tenschutzrechts sind für kleine und mittlere Unterneh-
men ohne Rechtsabteilung oder Vereine ungewollte Re-
gelverstöße nicht immer auszuschließen. Dies darf nicht 
für eine teure Abmahnwelle missbraucht werden. Dem 
wollen wir rasch einen Riegel vorschieben.“ 

(Die rechts- und verbraucherschutzpolitische Sprecherin der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Winkelmeier-Becker) 
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Stark - Kompetent - Bürgernah 

Ich begrüße an dem im Aus-
schuss verabschiedeten Haus-

halt insbesondere, 
dass für das Ziel 
dauerhafter Ein-
gliederung von 
Langzeitarbeitslo-
sen und Zugewan-
derten in den Ar-
beitsmarkt schon 
dieses Jahr erheb-
lich mehr Mittel 
zur Verfügung ste-
hen werden. Hier 
geht es mir darum, 
diese Mittel mög-
lichst wirkungsvoll 
einzusetzen, um 
damit das indivi-

duelle Leistungsvermögen der 
Arbeits- und Ausbildungsplatz-
suchenden mög-
lichst gut mit den 
An f o rd e ru nge n 
des ersten Ar-
beitsmarktes in 
Übereinstimmung 
zu bringen. Job-
center und Bunde-
sagentur für Ar-
beit kommt für 
das Gelingen eine 
große Verantwor-
tung zu. 

Spannend bleibt 
darüber hinaus 
die weitere Ent-
wicklung und der Erfolg der 
mit dem neuen Bundesteilha-
begesetz einhergehenden Maß-
nahmen zur Stärkung der 
Gleichbehandlung und Förde-
rung von Chancengleichheit 

Im Etat für Arbeit und Sozia-
les schlägt die Bundesregie-
rung vor, Aus-
gaben in Höhe 
von knapp 140 
Milliarden Eu-
ro zu tätigen. 
Das sind 2,2 
Milliarden Eu-
ro mehr als für 
2017 vorgese-
hen und mehr 
als 10 Mrd. 
Euro mehr, als 
2016 ausgege-
ben wurden. In 
einer ganztägi-
gen Arbeitssit-
zung am Mon-
tag dieser Woche mit dem 
Bundesminister, Vertretern 
des Bundesministeriums der 
Finanzen, des Bundesrech-
nungshofes und den Spitzen 
der nachgeordneten Behör-
den haben wir Einzelheiten 
zum vorliegenden Etat be-
sprochen. Diesen Donnerstag 
haben wir nach eingehenden 
Debatten den vorgelegten 
Entwurf mit kleineren Ände-
rungen beschlossen. Da die-
ses Jahr schon fast zur Hälfte 
herum ist, und bereits ab 
September der Etat für das 
kommende Jahr 2019 zur 
Verabschiedung ansteht, 
werden die politischen Priori-
täten der unionsgeführten 
Regierungskoalition und de-
ren finanziellen Auswirkun-
gen vor allem dann stärker 
sichtbar werden.   

und Inklusion für Behinderte, 
die in diesem wie auch in den 
kommenden Jahren zu Mehr-
ausgaben führen werden. Um 
möglichst zeitnah Erkenntnisse 
zur Umsetzung dieses völlig 
neuen Konzeptes zu gewinnen, 
haben wir Geld für ein engma-
schiges Monitoring in die Hand 
genommen, das uns frühzeitig 
Nachsteuerungsbedarf anzei-
gen soll, wenn sich gewünschte 
Wirkungen nicht einstellen 
bzw. Fehlentwicklungen dro-
hen. 

Mit einer gewissen Sorge sehe 
ich die weiterhin stark steigen-
den notwendigen Aufwendun-
gen für Zuschüsse an die Ren-
tenversicherung und die Grund-
sicherung im Alter und bei Er-

werbsminderung, 
die von 93 Milli-
arden Euro in 
2016 auf nun-
mehr 100 Milliar-
den Euro an-
wachsen sollen. 
Das Wachstum 
verdeutlicht be-
stehende Proble-
me mit der Fi-
nanzierbarkeit 
staatlich gewähr-
ter Rentenzusa-
gen jenseits bei-
tragsbegründeter 

Ansprüche, die mit dem begin-
nenden Ausscheiden der 
„starken Jahrgänge“ aus dem 
Arbeitsmarkt in knapp zehn 
Jahren sicherlich nicht kleiner 
werden. 

Bundeshaushalt 2018 im Ausschuss beraten 


